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Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen,

unser Grundgesetz hat am 23. Mai einen runden Geburtstag 
gefeiert. Mit 70 Jahren könnte man meinen, das Gesetz sei in 
die Jahre gekommen – aber mitnichten. Die Wahrung von frei-
heitlichen Grundrechten ist heute ebenso aktuell wie 1949. 
Die Mütter und Väter unserer inzwischen gesamtdeutschen 
Verfassung haben ein wegweisendes Werk für ein friedliches 
Zusammenleben und ein stabiles Fundament für die Ordnung in 
Deutschland geschaffen. Auch Ihnen sollten wir anlässlich dieses 
Ereignisses gratulieren.

Die aktuellen Herausforderungen durch eine zunehmende Zahl 
von Populisten und radikalen Kräften, durch den internationalen 
Terrorismus machen deutlich, Demokratie, Freiheit und Frieden 
sind kein selbstverständliches Gut. Für alle Bürgerinnen und Bür-
ger gilt es daher, täglich für diese Werte zu arbeiten und sie zu 
 gestalten. 

Ein Bestandteil des Gestaltens ist die Teilnahme an Wahlen wie 
beispielsweise zuletzt zum Europäischen Parlament. Die Auf-
wüchse bei den EU-Skeptikern, Nationalisten und Rechtspopulis-
ten machen nachdenklich. Die Bewertung der Wahlergebnisse 
fällt je nach politischer Ausrichtung unterschiedlich aus. Einigkeit 
besteht bei der positiven Einschätzung der Wahlbeteiligung, die 
in Deutschland mit 61,4 Prozent einen deutlichen Zuwachs erfah-
ren hat.

Wahlergebnisse liefern zurzeit auch die Gewerkschaftstage zahl-
reicher dbb Landesbünde und Mitgliedsgewerkschaften. In Mainz 
fand am 14./15. Mai 2019 der Gewerkschaftstag des dbb landes-
bund rheinland-pfalz unter dem Motto „dbb und öffentlicher 
Dienst: Engagiert! Kompetent! Unverzichtbar!“ statt. Neben den 
Vorstandswahlen entschieden die Delegierten über 100 Anträge 
zur gewerkschaftspolitischen Agenda. Darunter auch der Antrag 
der Gewerkschaft Bundesbeschäftigte für zukunftsfähige und 
bezahlbare ÖPNV-Anbindungen für die Landes- als auch Bundes-
bediensteten. 

Der Antrag wurde einstimmig angenommen. Von den Delegier-
ten des Gewerkschaftstages des DBB Landesbundes Nordrhein-
Westfalen angenommen wurde der Antrag des vbob mit der 
Forderung nach einem Ende des Personalnotstandes in der Lan-
desbauverwaltung, um damit dem bestehenden Sanierungsstau 
bei Bundesbauten entgegenzuwirken. Der Gewerkschaftstag 
fand unter dem Motto „Öffentlicher Dienst: Die Zukunft ist 
jetzt!“ am 20./21. Mai 2019 in Neuss statt.

Die Gewerkschaft Bundesbeschäftigte gratuliert der Landes-
vorsitzenden Lilli Lenz (Rheinland-Pfalz) und dem wiedergewähl-
ten Landesvorsitzenden Roland Staude (Nordrhein-Westfalen) 
und den weiteren Mitgliedern der Landesleitungen zur Wahl.

Am 29. Mai 2019 fand im Bundesministerium des Innern, 
für Bau und Heimat das Beteiligungsgespräch zum Besoldungs-
strukturenmodernisierungsgesetz statt. Die mangelnde Aus-
richtung für die Verwaltungsbereiche in dem Gesetzentwurf 
 haben vbob und dbb in ihren Stellungnahmen bereits kritisch 
 vorgetragen.

Alle Kolleginnen und Kollegen der Bundesverwaltung repräsen-
tieren als Teil der Exekutive unsere freiheitliche und demokra-
tische Grundordnung. Die Bundesverwaltung insgesamt muss 
 daher in Zukunft attraktiv und wettbewerbsfähig sein. Hierfür 
wird sich der vbob im weiteren Verfahren einsetzen.

Die Zukunft der Bundesverwaltung gestalten, heißt die Zukunft 
Deutschlands zu gestalten. Hierfür bedarf es Menschen und 
daher kommt der Personalausstattung stets eine wesentliche 
Bedeutung zu. Mit großem Interesse habe ich daher den Eck-
wertebeschluss der Bundesregierung zum Bundeshaushalt 2020 
gelesen.

Die in den Haushaltsjahren 2018 und 2019 ausgebrachten 
neuen Planstellen waren mehrheitlich für die Stärkung der inne-
ren und äußeren Sicherheit vorgesehen. Mit den Stellenaufwüch-
sen  wurden hier und auch in anderen Bereichen die Einsparungen 
und Versäumnisse der letzten Jahre ausgeglichen. Nun ist es an 
der Zeit, in eine nachhaltige Personalpolitik zu gestalten und 
nicht in alte Sparreflexe zurückzufallen.

Mit Besorgnis habe ich deshalb vernommen, dass für den Haus-
halt 2020 neue Planstellen und Stellen nur in Aussicht gestellt 
werden, wenn diese stellenmäßig und finanziell kompensiert 
werden. 

Speziell die Behörden, die in den letzten Haushalten nur wenige 
neue Stellen erhalten haben, laufen nun wieder Gefahr, schnell 
wieder in eine personelle Schieflage zu geraten. Hier hat die Poli-
tik die Verantwortung, eine zukunftsfähige Bundesverwaltung zu 
gestalten.

Mit freundlichen Grüßen

Ihre
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Mai-BuHaVo

(Arbeits-)Zeiten ändern sich
Traditionell findet Anfang Mai die Tagung des 
Bundeshauptvorstandes im dbb forum sieben-
gebirge statt. Die Vorsitzenden der Fachgruppen 
und die Mitglieder des Bundesvorstandes haben 
am 10. und 11. Mai intensiv die gewerkschaft-
lichen Themen des vbob erörtert.

Die Bundesvorsitzende begrüß-
te im Namen der Bundeslei-
tung und des Bundesvorstan-
des neben den Hauptpersonen, 
nämlich den Delegierten aus 
unseren Fachgruppen, den Eh-
renvorsitzenden Hartwig 
Schmitt-Königsberg und unsere 
Rechnungsprüfer Gerhard 
Friedrichs und Dieter  Finke.

Rita Berning gratuliert den neu 
gewählten BuHaVo-Mitglie-
dern Hannes Vinzenz  Kickhäfer 
(FG Deutscher Bundestag) und 
Sabine Wohlrab (FG Bundesfi-
nanzhof) zur Wahl als Vorsit-
zende ihrer Fachgruppen. 

Den wiedergewählten FG- 
Vorsitzenden Michael Wolter 
(FG Auswär tiges Amt), Roland 
Kruschwitz (FG Bundesminis-
terium der  Finanzen), Dr. Karl-
heinz Stöber (FG Bundesmi-
nisterium des Innern, für Bau 
und Heimat), Josefine Neidt 
(FG Bundesversicherungs-
amt), Ingo Lohse (FG Physika-
lisch-Technische Bundesan-
stalt), Gerald Schmirali (FG 
Bundesamt für Wirtschaft 
und Ausfuhrkontrolle) und 
Stephan Strecke (FG Bundes-
amt für Jusitz) wird ebenfalls 
gratuliert. Der Bundesvor-
stand  gratuliert den neu be-
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ziehungsweise wiederge-
wählten Vorsitzenden und 
wünscht  ihnen viel Erfolg  
bei der gewerkschaftlichen 
Tätigkeit.

 < Besuch vom dbb

Bereits zu Beginn der Tagung 
konnte die Bundesvorsitzende 
Rita Berning mit dem Fachvor-
stand Beamtenpolitik und 
Zweiten Vorsitzenden des dbb, 
Friedhelm Schäfer, einen hoch-
karätigen Gast in Königswin-
ter-Thomasberg begrüßen. 
Friedhelm Schäfer gab den 
Fachgruppenvorsitzenden 
 einen Überblick zu den Dis  kus-
sions- und Sachständen der 
 aktuellen dienstrechtlichen 
Themen.

Die Anhörung des Bundes-
ministeriums des Innern, für 
Bau und Heimat zum Besol-
dungs-strukturenmodernisie-
rungsgesetz wird unter Betei-
ligung des vbob stattfinden. 
Die vorgetragene Kritik, der 
Gesetzentwurf enthalte we-
nige Anreize für die allgemei-
ne Verwaltung, wurde vom 
dbb ebenso aufgenommen 
wie die Anmerkungen, dass 
ein weitreichender Moderni-
sierungsansatz nicht deutlich 
wird. Die Korrektur der Rege-
lungen zum Familienzuschlag 
ist für alle Bundesbeamten-
gewerkschaften des dbb ein 
zentraler Punkt.

Die Beamtinnen und Beamten 
erwarten ein klares Signal der 
Politik zur Rückführung der Wo-
chenarbeitszeit. Dem dbb ist die 
Bedeutung dieses Faktors sehr 
bewusst. Ob die von den Koali-
tionären vereinbarte Einführung 
von Arbeitszeitkontenmodellen 
zur Lösung dieser Frage bei-
trägt, ist derzeit noch offen. 

Vermutet werde jedoch, dass 
es dem BMI eher um eine Be-
handlung der Überstunden 
bei Zoll und Bundespolizei 
gehe. Die vbob Bundesvorsit-
zende teilt diese Befürchtung 
und machte für den vbob deut-
lich, dass die Kolleginnen und 
Kollegen eine andere Erwar-
tungshaltung haben und hier 
weiterhin auf ein Signal der 
Wertschätzung warten.

Die ebenfalls im Koalitionsver-
trag vereinbarte Novellierung 
des Bundespersonalvertre-
tungsgesetzes hat sich zeitlich 
verzögert. Im BMI arbeite man 
an einem erweiterten Eck-
punktepapier. Der Reformbe-
darf ist nach über 45 Jahren 
hoch, ob das Eckpunktpapier 
den Forderungen gerecht wer-
de, bleibe abzuwarten. 

Der dbb hat seine Grundpositi-
onen bereits an das BMI über-
mittelt und wird seine Forde- 
rungen hinsichtlich der Digi-
talisierung Ende Mai im Bun-
deshauptvorstand des dbb 

diskutieren. Der vbob hat sich 
in der Arbeitsgruppe des dbb 
zur Novellierung intensiv ein-
gebracht. So wurden zahlrei-
che Vorschläge des vbob auf-
genommen. Hinsichtlich der 
Regelung von ressortübergrei-
fenden Maßnahmen bestehen 
allerdings unterschiedliche 
Auffassungen.

In der anschließenden Diskus-
sion wurde von den Teilneh-
merinnen und Teilnehmern 
 neben den oben genannten 
Themen unter anderem auf die 
Bedeutung eines attraktiveren 
Laufbahnrechts und die zu-
kunftsfähige Gestaltung des 
Beihilfesystems aufmerksam 
gemacht. 

 < Zukunft der Arbeit

Die Gestaltung der Arbeit der 
Zukunft ist ein zentrales Anlie-
gen des vbob. Ein vielfältiges 
Thema, im Rahmen dieses 
 Bundeshauptvorstandes wur-
den als Schwerpunkt die Rege-
lungen zur Arbeitszeitverord-
nung (AZV) diskutiert. Auf 
Basis der Anträge des Bundes-
vertretertages 2018 wurde ein 
Eckpunktepapier unter dem 
Titel „Faire Arbeit – Eckpunkte-
papier zur Novellierung der Ar-
beitszeitverordnung – im Lich-
te der Digitalisierung“ erstellt.  
In der Aussprache wurde deut-

lich, wo den Beschäftigten „der 
Schuh drückt“. Die Transforma-
tion der beruflichen Tätigkei-
ten hin zu der stetig wachsen-
den Digitalisierung ist in den 
bisherigen Regelungen wenig 
abgebildet. 

Um in der Zukunft wettbe-
werbsfähig zu sein, muss die 
AZV sich intensiver mit den 
Möglichkeiten des flexiblen 
und ortsunabhängigen Arbei-
tens befassen. Der jederzeitige 
Zugriff auf die Arbeit durch 
Notebook, Tablet und Smart-
phone bedarf auch im Sinne 
von Gesundheitsschutz und 
Fürsorge Regelungen, die dem 
Menschen dienen – denn der 
technologische Fortschritt soll-
te immer zugunsten der Kolle-
ginnen und Kollegen nutzbar 
gemacht werden.

Die Anerkennung von Reise-
zeiten als Arbeitszeit kann in-
zwischen ebenso wie die Rück-
führung der Arbeitszeit als 
Reizthema unter den Beschäf-
tigten benannt werden. Mo-
derne Verwaltung kann auch 
in Zukunft nicht auf Dienstrei-
sen verzichten. Die Auslastung 
aller Verkehrsträger, die Erledi-
gung von dienstlichen Tätig-
keiten während der Reisezeit 
und das Dienstgeschäft selber 
sind Arbeit und teilweise mit 
großem Stress verbunden. 

 < Friedhelm Schäfer diskutiert sehr offen mit den Mitgiedern des Bundes-
hauptvorstandes.
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Die zunehmende Belastung ist 
nicht gefühlt, nein, die Kran-
kenstandsstatistiken lassen 
sie inzwischen auch schwarz 
auf weiß deutlich werden. Der 
Handlungsdruck ist groß und 
die Politik in der Verantwor-
tung, gerechte Lösungen an-
zubieten. 

 < Personalratswahlen 
stehen vor der Tür

Der Samstagmorgen in Königs-
winter wurde genutzt, um eine 
Neuerung zu erproben. Um die 
Einbindung der Fachgruppen 
weiter zu intensivieren, wurde 
das Schwerpunktthema „Per-
sonalratswahlen 2020“ in drei 
Arbeitsgruppen behandelt. In 
diesem neuen Format disku-
tierten die BuHaVo-Mitglieder 
jeweils für eine Stunde intensiv 
über die Fragestellungen zur 
Vorbereitung und Durchfüh-
rung des vbob Personalrats-
wahlkampfes. 

Die Ergebnisse der jeweiligen 
Arbeitsgruppen wurden zu-
sammengetragen, dem Ple-
num kurz vorgestellt und nun 
zur weiteren Behandlung der 

neu gegründeten Arbeits-
gruppe Personalratswahlen 
zur  Verfügung gestellt. Damit 
wurde eine gute Ausgangs-
basis für die Personalratswah-
len 2020 geschaffen.

Neben den drei Schwerpunkt-
themen standen weitere ge-
werkschaftlich relevante 
 Themen auf der Agenda. Die 
Mitglieder von Bundesleitung 
und Bundesvorstand erörter- 
ten mit den Vertreterinnen und 
Vertretern der Fachgruppen die 
Sachstände der Beschlüsse des 
Bundesvertretertages sowie das 
aktuelle Tagesgeschehen. Der 
Justiziar gab einen Überblick  
zur „Kostitutiven Anforderung 
an die Stellenausschreibung“ 
und der Bundesschatzmeister 
konnte über die positive Ent-
wicklung des vbob berichten. 
Die Gewerkschaft Bundesbe-
schäftigte kann auf steigende 
Mitgliederzahlen verweisen. 
 Allen daran Beteiligten sei  
auch an dieser Stelle gedankt.

 < Datenschutz

Der Leiter der AG Datenschutz, 
Christian Hetzke, informierte 

im Verlauf der Tagung über die 
 Aktivitäten der Arbeitsgruppe 
und des vbob zur Umsetzung 
der Datenschutz-Grundverord-
nung. Der vbob hat die He-
rausforderung angenommen, 
knapp ein Jahr nach Inkraft-
treten der DSGVO seien be- 
reits zahlreiche Maßnahmen 
angestoßen oder umgesetzt. 
Die Gewerkschaft Bundes-
beschäftigte befinde sich  
auf einem guten Weg. 

Der Schutz der personenbezo-
genen Daten ist eine komplexe 
Thematik mit zahlreichen Fa-
cetten. Der Austausch mit den 
Fachgruppen vor Ort sei des-
halb gewünscht und wichtig. 
Christian Hetzke ermunterte 
die Fachgruppenvorsitzenden, 
ihre Fragestellungen an die AG 
Datenschutz weiterzugeben.

Zwischen den Bundesvertreter-
tagen ist der Bundeshauptvor-

 < Die Ergebnisse der jeweiligen Workshops werden dem Plenum vorgestellt.

 < Der Vorsitzende der AG Datenschutz, Christian Hetzke, berichtete über 
die Arbeit der Arbeitsgruppe und den Sachstand.
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Im Dialog mit ...

... MdB Stefan Müller
Das politische Geschäft ist schwierig geworden. Nicht zuletzt die Europawahlen haben gezeigt, unter 
welchem Druck die (ehemaligen?) Volksparteien stehen. Die Politik ist zunehmend mit sich selbst be-
schäftigt. Wenn Organisationen wie die Gewerkschaft Bundesbeschäftigte also berechtigte Forderun-
gen durchsetzen will, ist es unerlässlich, die politische Kontaktpflege und -aufnahme auf breitere Füße 
zu stellen, als nur gegenüber den „klassischen“ Innenpolitikern beziehungs weise den „beamtenpoliti-
schen Sprechern“ der Fraktionen für unsere Anliegen zu werben. 

So trafen sich die Bundesvor-
sitzende Rita Berning und ihr 
Stellvertreter Sascha Titze 
mit dem parlamentarischen 
Geschäftsführer der CSU- 
Landesgruppe im Bundestag, 
Stefan Müller, MdB. Müller 
 verwies auf die klassische, 
 pro-öffentliche Dienst-Aus-
richtung der CSU. 

Für die mit Nachdruck bewor-
bene Forderung des vbob, es 
müsse sich endlich etwas beim 
Thema Arbeitszeit der Bundes-
beamtinnen und Bundesbeam-

ten tun, äußerte er Verständnis. 
Müller verdeutlichte aber auch, 
wie schwierig die Lage vor allem 
mit Blick auf die durch hinter 
den Erwartungen zurückblei-
bende Steuerschätzungen aus-
gelöste Debatte geworden ist. 

Das Besoldungsstrukturenmo-
dernisierungsgesetz (BesStMG) 
sei doch auch ein gutes Signal. 
Berning und Titze machten 
deutlich, dass die Rückführung 
der Wochenarbeitszeit auch 
nur ein Baustein einer drin-
gend notwendigen Moderni-

sierung der Arbeitszeitverord-
nung ist. Der Arbeitgeber Bund 
müsse hier noch viel mehr mit 
der Zeit gehen. 

Der stete Tropfen muss hier 
also noch weiter höhlen ... 
Wir bleiben weiter am Ball! 
 st
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 < MdB Stefan Müller (Mitte) reagierte mit Verständnis auf unsere Forde-
rungen zur Arbeitszeitrückführung.

 < Pensionärstreffen

Die Pensionäre und Rentner(innen) der Bonner Bundesbehörden 
treffen sich jeden 1. Dienstag im Monat um 14 Uhr im Casino des 
Bundesministeriums des Innern, Graurheindorfer Straße 198, 
53117 Bonn

Die nächsten Termine: 2. Juli 
   6. August

Die Kölner Ruheständler (Fachgruppe 23) des vbob-Stammtisch 
treffen sich alle zwei Monate am 1. Dienstag um 16 Uhr im Bier-
haus am Rhein, Frankenwerft 27, 50667 Köln

Der nächste Termin:  6. August

Die in Frankfurt und Umgebung ansässigen Ruheständler treffen 
sich jeden letzten Dienstag im Monat um 16 Uhr in der Weinstube 
im Römer, Römerberg 19, 60311 Frankfurt

Die nächsten Termine: 25. Juni 
   27. August

Die in Berlin und Umgebung ansässigen Ruheständler treffen 
sich am 20. August um 14.30 Uhr im BMI Bundeshaus, 
Bundesallee 216–218, 10719 Berlin

stand das höchste Beschlussor-
gan des vbob. Die Fachgruppe 
Bundesministerium für Ge-
sundheit hatte unter anderem 
einen Antrag zur Wiedergut-
schrift des Arbeitszeitaus-
gleichs bei krankheitsbedingter 
Dienst-/Arbeitsunfähigkeit ab-
gegeben.

Die aktuelle rechtliche Würdi-
gung des Bundesministeriums 
des Innern, für Bau und Heimat 
auf der Basis des Urteils des 
Bundesverwaltungsgerichts 
spricht nicht für die Anerken-
nung von Leistungsbereitschaft 

und Wertschätzung. So heißt 
es im entsprechenden Rund-
schreiben des BMI beispiels-
weise „Der Dienstherr trägt 
demnach nicht das Risiko, dass 
die Beamtin beziehungsweise 
der Beamte seine arbeitsfreie 
Zeit auch entsprechend ihren 
beziehungsweise seinen Vor-
stellungen nutzen kann.“ 
Der Bundeshauptvorstand hat 
beschlossen sich gegen einen 
weiteren „Arbeitszeitklau“ ein-
zusetzen. Der Bundesvorstand 
wird diesen Arbeitsauftrag ver-
folgen
 rb

 < Unser Bundeseniorenvertreter Joachim Politis steht offensiv für die Be-
lange der Mitglieder im Ruhestand ein.
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Quo vadis Beihilfe?
Auf vielfältigen Wunsch der bei uns organisierten aktiven Beschäftigten  
und im Ruhestand befindlichen Mitglieder hinsichtlich der „schleppenden“ 
Bearbeitung von Beihilfeanträgen, hat die Bundesvorsitzende Rita Berning 
mit der Behördenleitung des BVA Kontakt aufgenommen, um sich über die 
Situation vor Ort zu informieren und auf Verbesserungen hinzuwirken.

Rita Berning hat gemeinsam 
mit dem Fachgruppenvorsit-
zenden des vbob im BVA, 
Hans-Georg Schiffer, ein über 
einstündiges Gespräch mit 
dem im BVA dafür zuständigen 
Vizepräsidenten Dr. Manfred 
Schmidt geführt. Das Gespräch 
fand am 9. Mai 2019 im BVA  
in Köln in vertrauensvoller 
 Atmosphäre statt. In dem sehr 
offenen Gespräch erkundigte 
sich die Bundesvorsitzende zu-
nächst über den aktuellen 
Sachstand und der weiteren 
Entwicklung in der Abteilung 
Beihilfe.

Dr. Manfred Schmidt schilderte 
zunächst die Gesamtsituation 
und Umfang der Aufgabe Bei-
hilfe im BVA. Mit Übernahme 
der Beschäftigten aus den 
Dienstleistungsbereichen des 
BADV betreut das BVA rund 
90 Prozent der aktiven Beam-
ten und Versorgungsempfän-
ger der unmittelbaren Bundes-
verwaltung. Im Jahr 2018 

wurden rund 1,3 Millionen 
 Beihilfebescheide erstellt. 

Die aktuelle Lage ist durch er-
hebliche Betriebsstörungen der 
IT geprägt. Das BVA besitzt aber 
keine eigene Zuständigkeit für 
den IT-Betrieb. Hier ist der IT-
Dienstleister – das ITZ Bund – 
in der Verantwortung. Anfang 
des Jahres 2019 kam es leider 
tageweise zu flächendeckenden 
Betriebsausfällen, wodurch 
dann erhebliche Bearbeitungs-
rückstände entstanden sind. 
Im März verschärfte sich dann 
die Situation noch durch einen 
besonders starken Anstieg der 
Antragseingänge und auch 
weiteren Betriebsstörungen.

Hans-Georg Schiffer (zugleich 
auch Vorsitzender des GPR im 
BVA) wies darauf hin, dass die 
Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter in der Beihilfe alles men-
schenmögliche tun, um diese 
Situation erheblich zu verbes-
sern und dabei die Gleitzeit-

konten vollständig auszureizen. 
Mehr geht für das Personal im 
BVA einfach nicht! Man kann 
das Engagement der Kollegin-
nen und Kollegen nicht genug 
loben. Dies bekräftigte auch 
Dr. Manfred Schmidt und wies 
nochmals nachdrücklich darauf 
hin, dass das keinesfalls die 
Schuld des Personals in der Bei-
hilfe sei. 

 < Aber wie kann denn 
jetzt das Problem gelöst 
werden?

Dr. Manfred Schmidt verwies 
zunächst auf die schon einge-
leiteten organisatorischen und 
personalwirtschaftlichen Maß-
nahmen des BVA in eigener Zu-
ständigkeit wie zum Beispiel:

 > Anordnung von Überstunden 
und Möglichkeit zur Arbeit 
am Samstag

 > Ausweitung der Telearbeit 
und dadurch Aufstockung 
von Arbeitszeit

 > Hinzuziehung von Personal-
ressourcen aus anderen Be-
reichen des BVA

 > Personalverstärkungen an 
den Standorten Chemnitz 
und Strausberg um weitere 
50 Beschäftigte

Diese Maßnahmen zeigen auch 
erste Erfolge! Die Anzahl der 
Rückstände konnte so von über 
75 000 Anträge auf unter 
30 000 Anträge reduziert wer-
den und aktuell liegt die Bear-
beitungszeit in vielen Berei-
chen schon wieder bei 
akzeptablen 15 bis 20 Tagen. 
Die Bearbeitungszeiten müs-
sen aber auch nachhaltig auf 
ein akzeptables Maß sinken, 
und die Belastungen der dort 
tätigen Beschäftigten müssen 
auch wieder auf ein normales 
Maß zurückgefahren werden.

Daher fand auch ein Gespräch 
auf Staatssekretärsebene zwi-
schen BMF und BMI statt, um 
dort die Grundlagen für eine 
künftige dauerhafte stabile Lö-
sung eines störungsfreien Ab-
rechnungssystems zu erarbei-
ten. Auch hier konnten Erfolge 
erzielt werden und dem ITZ 
Bund weitere notwendige Un-
terstützung zugesagt werden. 

Daneben läuft im BVA auch ein 
sogenanntes „Leuchtturm-
projekt“ zur Digitalisierung der 
Beihilfe. Hier wird aktuell die 
Beschaffung eines leistungs-
starken neuen Abrechnungs-
programms in Angriff genom-
men. Auch die schon gut funk- 
tionierende Beihilfe-App ist Be-
standteil dieses Projektes.

Frau Berning bedankte sich für 
das offene Gespräch und sagte 
zu, dass auch der vbob auf der 
politischen Ebene für Unter-
stützung werben wird – insbe-
sondere auch zu den berech-
tigten Stellenforderungen für 
die Dienstleistungsbereiche im 
BVA bei weiterem personellen 
Aufwuchs der Kundenbehör-
den. 
 HG Schiffer

 < Vizepräsident Dr. Manfred Schmidt (rechts) begrüßt Rita Berning und Hans-Georg Schiffer,  
Vorsitzender der Fachgruppe BVA, in seinen Räumen in Köln.
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Kommentierte Pressestimmen
„Viele Leute, die leiden, klagen nicht; viele Leute, die klagen, leiden nicht.“ (Fred Ammon)

Viele Abiturienten protestieren lautstark und 
 vehement gegen die diesjährigen Abiturprüfun-
gen. Sie seien viel zu schwer gewesen! Das Ver-
halten der Abiturienten wirft Fragen auf. Jugend-
forscher beschäftigen sich damit, ob hier eine 
Generation „Jammer-Abitur“ an den Prüfungen 
teilgenommen hat. Das Wort des „Wutschülers“ 
wurde seitens der Presse gleich neu kreiert. Doch 
macht man es sich mit solchen (vor)schnellen 
 Kategorisierungen nicht vielleicht zu einfach? 
 Viele Fragen stehen jetzt jedenfalls im Raum – 
 Bildungspolitikerinnen und -politiker sind aufge-
schreckt und betreiben Ursachenforschung ...

„Proteste von Schülern: Wut-
schüler“, titelt die FAZnet am 
7. Mai 2019. „Viel zu schwer“, 
stöhnen die angehenden Abi-
turienten, „nicht schülerge-
recht“, „nur schwer lösbar“: In 
diesem Jahr haut das Mathe-
Abitur alle um. Empörte Schü-
lerinnen und Schüler, die glau-
ben, durch die Prüfungen der 
vergangenen Woche zu fallen, 
starteten Online-Petitionen, in 
denen sie die Kultusministeri-
en um eine Überprüfung der 
Aufgaben und Senkung des 
Notenschlüssels bitten. Die 
Aufgabenstellungen seien zu-
vor nie behandelt worden, die 
Prüflinge hätten zu wenig Zeit 
gehabt, selbst für Lehrer, so 
war aus Bayern zu hören, wä-
ren die abverlangten Rechen-
leistungen wohl zu schwer ge-
wesen. Dem hochgepriesenen 
Zentralabitur sei dank, ist da-
von nicht nur ein Bundesland 
betroffen, sondern es sind 
gleich acht an der Zahl.  
So schöpft jedes Bundesland 
aus einem gemeinsamen Auf-
gabenpool, welches das Insti-
tut zur Qualitätsentwicklung 
im Bildungswesen zur Verfü-
gung stellt. Vertreter aus dem 

Deutschen Lehrerverband und 
dem Deutschen Philologenver-
band sehen derweil keine An-
zeichen, dass die Prüfungen 
schwerer waren als sonst, ver-
einzelt soll es sogar Schüler(in-
nen) geben, die die Aufgaben 
für lösbar hielten. „Jammern 
die Abiturienten nur?“, Schlag-
zeile in der Ausgabe der BILD 
vom 8. Mai 2019. Der Artikel 
beschäftigt sich damit, wie Bil-
dungsexperten und Jugendfor-
scher die Vorwürfe einordnen. 
Was zunächst auffällt: Die Abi-
turienten-Beschwerden kom-
men nicht nur aus ganz ver-
schiedenen Ländern, sondern 
auch zu ganz verschiedenen 
Aufgaben. Denn: Nahezu alle 
Bundesländer, aus denen die 
Beschwerden kamen, bedienen 
sich, wie oben bereits beschrie-
ben, aus dem zentralen Auf-
gabenpool, den die Kultus-
ministerkonferenz (KMK) 
eingerichtet hat. Das heißt 
konkret: Die einzelnen Schulen 
wählen für den Mathematik-
Prüfungsteil A (ohne Hilfsmit-
tel) aus 25 verschiedenen Auf-
gabenblöcken aus, für den 
Prüfungsteil B (mit Hilfsmittel) 
sogar aus 30. Stellt sich dann 

die Frage: Wie berechtigt kann 
diese Kritik sein? Die Vorsitzen-
de des Deutschen Philologen-
verbandes (vertritt alle abi tur-
vorbereitenden Schulen), 
Susanne Lin-Klitzing, sieht die 
Schüler-Petitionen kritisch. 
 Lin-Klitzing zu BILD: „Ein Teil 
der Abituraufgaben kommt 
zwar aus einem Pool, andere 
Teile sind aber immer noch von 
Land zu Land verschieden.“ In 
den betroffenen Ländern sol-
len die Aufgaben jetzt geprüft 
werden. 

Bisher gehen weder Kultus-
minister noch Experten davon 
aus, dass die Aufgabenstellun-
gen tatsächlich zu ambitioniert 
waren. Also: „Generation Jam-
mer-Abitur?“ Jugendforscher 
Klaus Hurrelmann (Hertie 
School of Governance) dazu: 
„Die jungen Leute sind heute 
frecher und politisch kühner, 
als es noch die junge Generati-
on vor zehn Jahren war.“ Die 
Abitur-Bewegung habe auch 
von den „Fridays for Future“ 
gelernt. „Die Generation jam-
mert schneller als früher, re-
agiert emotionaler und sie 
 testet gern aus, was passiert, 
wenn man sich einfach mal be-
schwert“, sagte Hurrelmann im 
BILD-Interview. Deutschlands 
führender Jugendforscher 
macht aber auch die aufgela-
dene Stimmung rund um das 
Thema Abitur für einen derar-
tigen Proteststurm verant-
wortlich: „Das liegt vor allem 
an den Eltern, die in den ver-
gangenen Jahren unheimlich 
aufgedreht haben.“ Hurrel-
mann zu BILD: „Umfragen zu-
folge wollen 70 Prozent der 
 Eltern, dass ihre Kinder das 
 Abitur ablegen, am Ende schaf-
fen es nur um die 54 Prozent. 
Da tut sich doch eine große 

Kluft auf. Abitur gilt inzwi-
schen als Bestandteil einer 
Normalbiografie. Man will es 
nicht nur schaffen, sondern 
man will es gut schaffen.“ 

Auch die Bahn klagt – sie klagt 
über Personalmangel; insbe-
sondere Lokführer sind Man-
gelware. Der General-Anzeiger 
titelt „Zugausfälle wegen Per-
sonalmangel“ (Ausgabe vom 
30. April 2019). Traumberuf 
Lokführer? Das war einmal. Die 
Eisenbahnbranche leidet zu-
nehmend unter Fachkräfte-
mangel. Nach Angaben der 
 Gewerkschaft der Lokführer 
(GDL) gibt es bundesweit etwa 
28 000 Lokführer. Rund 1 500 
fehlen laut GDL. Der Personal-
mangel geht in Rheinland-Pfalz 
jetzt so weit, dass zwischen 
Mainz und Koblenz monate-
lang der Fahrplan ausgedünnt 
wird: Wie das Eisenbahnver-
kehrsunternehmen Trans-Re-
gio mitteilt, fallen bei der Mit-
telrheinbahn ab dem 6. Mai 
werktags einige Verbindungen 
teilweise oder ganz aus. Darun-
ter leiden dann gewiss die Kun-
dinnen und Kunden der Bahn. 
Der Personalmangel ist laut 
NVR „ein Problem, mit dem 
alle Eisenbahnverkehrsunter-
nehmen zu kämpfen haben“. 
So sorgte National Express  
im Februar mit offensiver Wer-
bung für Aufsehen. Ziel war es, 
von der Bahn-Tochter DB Regio 
Lokführer abzuwerben. Natio-
nal Express betreibt ab Som-
mer den RE 5 (Koblenz–Köln–
Emmerich), der aktuell noch 
unter DB-Logo fährt. DB Regio 
reagierte „empört“. Ebenfalls 
im Februar wurde bekannt, 
dass die Nordwestbahn am 
Niederrhein und in Westfalen 
Regionalbahnlinien teilweise 
nicht mehr bedienen kann – 

10

vb
ob

 G
ew

er
ks

ch
af

t B
un

de
sb

es
ch

äf
ti

gt
e

vbob Gewerkschaft Bundesbeschäftigte

> vbob Magazin | Juni 2019



auch dort fehlte Personal.  
Aus Sicht von GDL-Sprecherin 
Gerda Seibert ist der Lokfüh-
rermangel bei der Bahn haus-
gemacht. „Es wurden über 
Jahrzehnte Stellen abgebaut“, 
sagte sie auf Anfrage. Mit Blick 
auf den geplanten Börsengang 
sei nicht nur bei der Infrastruk-
tur, sondern auch beim Perso-
nal gespart worden. Hinzu 
komme, dass die Bahn bezüg-
lich selbstfahrender Züge fal-
sche Signale gesendet habe: 
„Es hieß, dass 2021/22 autono-
me Züge fahren. Welcher junge 
Mensch will denn da Lokführer 
werden?“ Bis es soweit sei, 
würden noch Jahrzehnte ver-
gehen, so Seibert. Attraktiver 
werde der Beruf des Lokführers 
nur, wenn die Arbeitsbedin-
gungen verbessert würden: 
Der Schichtdienst verlange 
Lokführern einiges ab. 

Ein weiteres Thema des öffent-
lichen Dienstes beschäftigt die 
Berliner Morgenpost am 5. Mai 
2019. „Berlin öffnet die gesetz-
liche Krankenversicherung für 
Beamte“. Doch nicht alle kön-
nen wechseln. Auch Beamte 
dürfen künftig in die gesetz-
liche Krankenversicherung 
wechseln. Berlin öffnet für sei-
ne Beamten den Weg in die ge-
setzliche Krankenversicherung. 
Dazu bereitet die Finanzver-
waltung derzeit einen Geset-
zesentwurf vor. Beamte kön-
nen dann unter bestimmten 
Voraussetzungen einen pau-
schalen Beitrag für die gesetzli-
che Krankenversicherung be-
antragen, der das bisherige 
Beihilfesystem ersetzt. Vor al-
lem untere Gehaltsgruppen, 
kinderreiche, teilzeitbeschäf-
tigte und kranke Beamte sollen 
davon profitieren. Kinderrei-
chen Beamten steht der Weg 
in die Familienversicherung 
bislang nicht offen, Beamte 
mit Vorerkrankungen müssen 
in der privaten Krankenversi-
cherung hohe Aufschläge zah-
len. Durch die Reform muss das 
Land voraussichtlich 61 Millio-
nen Euro aufwenden. 

Hamburg hat eine derartige 
Öffnung als erstes Bundesland 

im vergangenen Jahr ermög-
licht. Inzwischen haben mehr 
als 1 000 Landesbedienstete in 
der Hansestadt davon Ge-
brauch gemacht. Mehrere an-
dere Bundesländer wollen dem 
Beispiel folgen – darunter auch 
Berlin und Brandenburg. „Be-
amte sollen künftig eine echte 
Wahl zwischen einer Mitglied-
schaft in der gesetzlichen oder 
der privaten Krankenversiche-
rung erhalten“, sagte Berlins 
Finanzsenator Matthias Kollatz 
(SPD) zur Begründung des Ge-
setzesvorhabens. „Die Ände-
rung wird insbesondere den 
unteren Besoldungsgruppen 
und Familien zugutekommen, 
da über die gesetzliche Kran-
kenversicherung Familienmit-
glieder mitversichert werden“, 
so Kollatz weiter. Der Haupt-
personalrat befürwortet die 
Öffnung. Allerdings steht der 
Weg in die gesetzliche Kran-
kenversicherung nicht jedem 
offen. 

Von der Öffnung können dem-
nach nur neue Beamte und die-
jenigen Gebrauch machen, die 
bereits zu einem höheren Bei-
trag freiwillig abgesichert sind. 
In Berlin betrifft das nach An-
gaben der Finanzverwaltung 
neben allen neu Eingestellten 
insgesamt 26 500 bestehende 
Beamte, also knapp die Hälfte 
der 60 000 Beamten im Berli-
ner Landesdienst. 

Der Beamtenbund rät Staats-
dienern, entsprechende Ange-
bote genau zu prüfen, denn  
die Leistungen der gesetzli-
chen Krankenversicherung un-
terscheiden sich zum Teil stark 
von denen der privaten. Außer-
dem ist die Entscheidung nur 
einmal möglich. Wer sich ein-
mal für den Pauschalbetrag 
entschieden hat, kann nicht 
wieder in das herkömmliche 
System zurückwechseln. Für 
alle anderen Beamten ändert 
sich nichts. Auch die Regelung 
zur Pflegeversicherung bleibt 
von der neuen Möglichkeit des 
Wechsels in die gesetzliche 
Krankenversicherung unbe-
rührt.
 cm
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 < Hauptversammlung dbb bundesfrauenvertretung

Zum ersten Mal bei einer 
Hauptversammlung der dbb 
bundesfrauenvertretung in 
Königswinter und schon in 
einem extern moderierten 
Workshop aktiv. 

Bundesvorsitzende Rita Ber-
ning staunte nicht schlecht 
über die Kreativität und die 
daran anknüpfenden Diskussi-
onen über Ideen und Zielset-
zungen für die Arbeit der dbb 
bundesfrauenvertretung und 
der Vertreterinnen der Mit-
gliedsgewerkschaften und 
Landesbünde des dbb. Die 
Geschäftsführung der dbb 
bundesfrauenvertretung nutz-
te das Gremium der Hauptver-
sammlung, um ihre Mitglieder 
zur Entwicklung neuer Ideen 
und Formen der Zusammenar-
beit anzuregen. Dabei stand 
der gemeinsame Gedanken-

austausch über aktuelle Fragen 
der Gestaltung und Durchset-
zung von die Frauen in den Be-
hörden des öffentlichen Diens-
tes betreffenden Anliegen.

Letztlich war man sich darüber 
einig, dass viele Frauenthemen 
auch die Themen aller Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter 
in den Behörden sind. Zum 
Beispiel in den heutigen Zeiten 
von vermehrtem Homeoffice 
und mobilem Arbeiten mit der 
damit verbundenen Notwen-
digkeit, die Führungskultur für 
alle zu ändern. Wichtig war 
vor allem den jüngeren Teil-
nehmenrinnen der Hauptver-
sammlung, dass viele jüngere-
re Kolleginnen wenig Interesse 
für gewerkschaftliche Arbeit 
im Allgemeinen und für die 
Frauenthemen im Speziellen 
haben. Sie sind daher für die 

kontinuierliche Unterstützung 
durch die dbb bundesfrauen-
vertretung sehr dankbar. Mög-
licherweise sind neue Formen 
des Auftretens und Engage-
ments, wie sie auf der Haupt-

versammlung erprobt wurden, 
eine gute Möglichkeit, dies zu 
ändern. Davon sind auch Rita 
Berning und die Bundesfrau-
envertreterin des vbob, Anna 
Diegeler-Mai, überzeugt. adm

 < Juta Endrusch (stellvertretende Vorsitzende der dbb bundesfrauen-
vertretung), Anna Diegeler-Mai (vbob Bundesfrauenvertreterin), 
Rita Berning (Bundesvositzende vbob) und Milanie Hengst (dbb 
bundesfrauenvertretung) am Rande der Hauptversammlung.
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Besoldungsstrukturenmodernisierungsgesetz

Die Allgemeine Verwaltung nicht  
aus dem Auge verlieren
Am 29. Mai 2019 fand im Bun-
desministerium des Innern,  
für Bau und Heimat das Betei-
ligungsgespräch zum Besol-
dungsstrukturenmodernisie-
rungsgesetz statt. Für den dbb 
beamtenbund und tarifunion 
nahmen der Zweite Bundesvor-
sitzende und Fachvorstand Be-
amtenpolitik, Friedhelm Schä-
fer, die vbob Bundesvorsitzende 
Rita Berning sowie die stellver-
tretenden Bundesvorsitzenden 
des BDZ, Thomas Liebel, und der 
DPolG-BPol, Heiko Teggatz, teil. 

Neben den positiven Elemen-
ten des Entwurfs kritisierten 
dbb und vbob gleichsam das 
Fehlen von Anreizen für die Ver-
waltungsbereiche. Rita Berning 
wies dabei auf die Altersstruk-
tur in verschiedenen Geschäfts-
bereichen hin. Um dort im 
Wettbewerb mit der Privatwirt-
schaft den erforderlichen Nach-
wuchs für sich zu gewinnen, 
dürfe die dort Beschäftigten 

keinesfalls aus dem Auge verlo-
ren werden. Neben finanziellen 
Anreizen durch Zulagen seien 
berufliche Entwicklungspers-
pektiven ein wichtiger Faktor. 
Das gelte bereits bei Personal-
gewinnung. Eine rasche Umset-
zung der Ergebnisse der Evalua-
tion der Bestenförderung nach 
§ 27 BLV ist aus der Sicht des 
vbob ein wichtiger Baustein. 

Der aktuelle Entwurf begrenzt 
die Möglichkeit zur Gewäh-
rung einer Personalgewin-

nungsprämie nicht mehr auf 
die Funktionstüchtigkeit der 
militärischen und polizeilichen 
Verwendungsbereiche. Somit 
haben auch andere, zum Bei-
spiel auch die medizinisch 
oder technisch geprägten 
 Behörden die Möglichkeit,  
dieses Instrument nach Ent-
scheidung ihrer obersten 
Dienstbehörde anzuwenden.

Die im bisherigen Verfahren 
heftig kritisierte Neustruktu-
rierung des Familienzuschlags 

und der Überleitungsregelungen 
war aufgrund einer kurzfristigen 
Neuvorlage des Gesetzentwurfs 
nicht Gegenstand des Beteili-
gungsgesprächs. Die Kritik be-
zog sich auf die Halbierung des 
Familienzuschlags 1 für alle Be-
amtinnen und Beamte (soge-
nannte Ehegattenzuschlag),  
der Einschränkung des Anwen-
dungsbereichs und die damit 
verbundenen finanziellen Ein-
schnitte bei Alleinerziehenden 
sowie verwitweten bezie-
hungsweise geschiedenen Be-
amtinnen und Beamten. Die 
Anliegen der betroffenen Be-
amtinnen und Beamten werden 
im wei teren parlamentarischen 
Verfahren vom vbob „nicht un-
ter den Tisch“ fallen.

Mit der Übernahme der ren-
tenrechtlichen Regelungen  
mit dem Ziel der Anerkennung 
von Kindererziehungszeiten 
für vor 1992 geborene Kinder, 
wird dagegen eine langjährige 
Forderung von dbb und vbob 
umgesetzt.

Der Referentenentwurf soll  
noch vor der Sommerpause  
dem Bundeskabinett vorgelegt 
werden.  rb

 < Die dbb-Delegation für das Beteiligungsgespräch wird vom Abteilungs-
leiter D im BMI, Ansgar Hollah (Vierter von links) empfangen.

©
 d

bb
/J

an
 B

re
nn

er

12

vb
ob

 G
ew

er
ks

ch
af

t B
un

de
sb

es
ch

äf
ti

gt
e

vbob Gewerkschaft Bundesbeschäftigte

> vbob Magazin | Juni 2019


	vbob
	Editorial
	Mai-BuHaVo – (Arbeits-)Zeiten ändern sich
	Im Dialog mit MdB Stefan Müller
	Pensionärstreffen
	Quo vadis Beihilfe?
	Kommentierte Pressestimmen
	Hauptversammlung dbb bundesfrauenvertretung
	Besoldungsstrukturenmodernisierungsgesetz – Die Allgemeine Verwaltung nicht aus dem Auge verlieren

	dbb
	dbb Bundeshauptvorstand: Politische Kursbestimmung
	Kritik am „Hamburger Modell“: Beihilfe bleibt Attraktivitätsfaktor
	reportage: Digitale Transformation der Verwaltung: Hamburg: Digital First
	interview: Christiane Woopen, Vorsitzende des Europäischen Ethikrates
	dbb akademie
	dbb bundesfrauenvertretung: Gleichstellungsdruck erhöhen
	Diversity Management kann Frauenförderung nicht ersetzen
	dbb jugend: Gedenkstättenseminar: Gegen das Vergessen
	standpunkt: Kommunikationsprofis für den öffentlichen Dienst gewinnen: Schafft den „Social-Media-Sachbearbeiter“ ab!
	Wissenschaftsjahr 2019: Mit Künstlicher Intelligenz die Zukunft gestalten
	blickpunkt: Schule: Wie gestalten wir Bildung im digitalen Zeitalter?
	Service für dbb mitglieder
	Urteil zum Kündigungsschutz für Menschen mit Behinderung
	drei fragen an Jürgen Dusel, Beauftragter der Bundesregierung für die Belange von Menschen mit Behinderungen
	europa: Kommunale Daseinsvorsorge in den Gemeinden � Europas: Grundpfeiler der sozialen Marktwirtschaft
	senioren: Seniorenmesse „Die 66“ in München

	Impressum

